
 
Institut für Kammerrecht e.V. – Universitätsplatz 10a, 06099 Halle – Fon: ++49 345 5523223 – Fax: ++49 345 5527293 

Web: www.kammerrecht.de - mail: kammerrecht@jura.uni-halle.de 
 

aktuelle stellungnahme 1/15         vom 27.08.2015 
 
 

Die freiwillige Mitgliedschaft in einer öffentlichen Berufsvertretung am 
Beispiel der Ingenieure und Heilberufe 

 
von Dipl.-Jur. Christina Jesse 

Die Mitgliedschaft in einer öffentlichen 

Berufsvertretung (Berufskammer) ist 

für zahlreiche Freiberufler, insbeson-

dere für viele Angehörige der rechts- 

und wirtschaftsberatenden Berufe, der 

Heilberufe sowie für einen Teil der 

Architekten und Ingenieure verpflich-

tend. Sie ist gesetzliche Folge der Zu-

lassung zum Beruf bzw. der Erfüllung 

bestimmter Berufsqualifikationen und 

bedarf damit keiner Zustimmung der 

berufsausübenden Person.  

Die gesetzliche Pflichtmitgliedschaft in 

Berufskammern steht ferner mit den 

Vorgaben des Grundgesetzes im Ein-

klang.1 Ihre Verfassungsmäßigkeit ist 

aufgrund der legitimen öffentlichen 

Aufgabe, die von den Kammern wahr-

genommen wird, wie die Ausführung 

der Berufsaufsicht, Ausbildungsförde-

rung und Interessenvertretung, gege-

ben.2  

Vor dem Hintergrund der anhaltenden 

Kritik an der Ausgestaltung der 

Pflichtmitgliedschaft wird jedoch nur 

selten über die derzeit bestehenden 

Möglichkeiten und die Vorteile eines 

freiwilligen Kammerbeitritts für die 

nicht zur Mitgliedschaft verpflichteten 

Berufsangehörigen gesprochen.  

Am Beispiel der Ingenieure und Heil-

berufe soll im Folgenden ein Einblick 

in die bestehenden Regelungen der 

geltenden Kammergesetze sowie die 

mit einer freiwilligen Kammermitglied-

schaft einhergehenden Rechtsfragen 

gegeben werden. 

 

I. Relevanz der freiwilligen Kam-
mermitgliedschaft 
Besonders relevant ist die freiwillige 

Kammermitgliedschaft für die Berufs-

gruppe der Ingenieure.3 Pflichtmitglied 

in einer Ingenieur- oder Baukammer 

sind nur Berufsangehörige, welche 

besondere Voraussetzungen erfüllen, 

bspw. auf der Liste der beratenden 

oder bauvorlageberechtigten Ingeni-

eure eingetragenen zu sein (bundes-

weit betrifft dies nur etwa 15.925 Be-
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rufsträger)4. Die meisten angestellten 

oder beamteten Ingenieure sind hier-

von nicht betroffen – dennoch ent-

scheiden sich viele für einen freiwilli-

gen Kammerbeitritt. Dies führt bun-

desweit zu einer deutlichen Überzahl 

an freiwilligen Mitgliedern in den Inge-

nieur- und Baukammern (insgesamt 

zählen die Kammern ca. 25 000 frei-

willige Mitglieder)5.  

 

Für die Heilberufe gestaltet sich der 

freiwillige Kammerbeitritt dahingehend 

verschieden, dass die Pflichtmitglied-

schaft hier i.d.R. allein an die Berufs-

erlaubnis oder Approbation zur Be-

rufsausübung anknüpft. Dies hat zur 

Folge, dass es in den Berufsgruppen 

weitaus weniger Angehörige gibt, die 

von der Pflichtmitgliedschaft befreit 

sind. Die freiwillige Kammermitglied-

schaft ist jedoch nicht weniger beach-

tenswert – insbesondere für Auszubil-

dende oder Berufsträger, die ins Aus-

land verzogen sind, kann diese beruf-

liche Vorteile mit sich bringen.  

Darüber hinaus erhielt die Thematik 

der freiwilligen Kammermitgliedschaft 

in Bezug auf die Heilberufe zuletzt im 

Zusammenhang mit der Einführung 

von Pflegekammern6 erhöhte Auf-

merksamkeit. Die daraus entstandene 

Diskussion über eine generell freiwilli-

ge Mitgliedschaft in Pflegekammern 

bedarf jedoch einer differenzierten 

Betrachtungsweise.7 So befasst sich 

der vorliegende Beitrag nicht mit der 

Frage, ob ein solches Konzept das 

Ziel einer effektiven Interessenvertre-

tung (etwa von Pflegekräften) langfris-

tig fördern würde. Indes gibt der 

Grundgedanke Anlass dazu, die At-

traktivität einer freiwilligen Mitglied-

schaft in einer öffentlichen Berufsver-

tretung zu betrachten.  

 
II. Regelungen in den Kammerge-
setzen  
1. Ingenieur- und Baukammerge-
setze 
Die Vorgaben zur freiwilligen Kam-

mermitgliedschaft in Ingenieur- und 

Baukammern sind in den Bundeslän-

dern überwiegend einheitlich. Auf ih-

ren Antrag sind Ingenieurinnen und 

Ingenieure, die nicht von der Pflicht-

mitgliedschaft betroffen sind, also 

nicht in die Liste der beratenden Inge-

nieure8 oder zum Teil der bauvorlage-

berechtigten Ingenieure eingetragen 

sind (so bspw. in Hamburg, Berlin, 

Brandenburg, Rheinland-Pfalz) bzw. 

unter eine sonstige Ausnahmerege-

lung fallen,9 als freiwillige Mitglieder in 

die Kammern aufzunehmen.  

Voraussetzung dafür ist, dass die In-

genieure einen Wohnsitz, eine Nieder-

lassung oder einen Dienst- oder Be-
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schäftigungsort im jeweiligen Bundes-

land haben.10 Vereinzelt enthalten die 

Landesgesetze auch verschärfende 

Einschränkungen,11 zum Teil wird zu-

sätzlich auf eine praktische Berufser-

fahrung von 2 Jahren abgestellt.12  

In besonderen Fällen können auch 

Studierende eines Ingenieurstudiums 

als nichtstimmberechtigte Juniormit-

glieder auf Antrag in die Ingenieur-

kammer aufgenommen werden, so 

etwa in Mecklenburg-Vorpommern.13  

 

Die Eintragung als freiwilliges Mitglied 

kann aus verschiedenen Gründen, 

bspw. wegen eines anhängigen Insol-

venzverfahrens, der Geschäftsunfä-

higkeit oder aufgrund eines berufsun-

würdigen Verhaltens versagt wer-

den.14 Näheres wird durch die Kam-

mersatzungen bestimmt.15 

 
2. Heilberufskammergesetze 
Bis auf wenige Ausnahmen enthalten 

auch die Heilberufsgesetze der Län-

der Vorgaben zur freiwilligen Mitglied-

schaft in den Kammern bzw. eine ent-

sprechende Legitimation zur Rege-

lung der Rechte und Pflichten freiwilli-

ger Mitglieder in den jeweiligen Kam-

mersatzungen.16 Nur selten wird Be-

rufsangehörigen, die ihren Wohnsitz 

im entsprechenden Bundesland ha-

ben und nicht von der Pflichtmitglied-

schaft betroffen sind, allgemein ein 

freiwilliger Kammerbeitritt einge-

räumt.17  

Unterschieden wird i.d.R. einerseits 

zwischen einer freiwilligen Mitglied-

schaft mit der Voraussetzung, zu ei-

nem früheren Zeitpunkt bereits 

Pflichtmitglied der jeweiligen Kammer 

gewesen zu sein und andererseits der 

Möglichkeit einer freiwilligen Mitglied-

schaft für Auszubildende, also Perso-

nen, die noch keine Zulassung zum 

jeweiligen Beruf haben. Während der 

praktischen Ausbildung steht in den 

meisten Bundesländern den ange-

henden Apothekern18 und/oder den 

angehenden Psychotherapeuten19 der 

freiwillige Beitritt zur jeweiligen Be-

rufskammer offen.  

In Rheinland-Pfalz haben die Auszu-

bildenden nahezu aller Heilberufe, bis 

auf die Zahn- und Tierärzte, die Mög-

lichkeit, der jeweiligen Kammer freiwil-

lig beizutreten, vgl. § 1 Abs. 3 HeilBG 

Rlp. Ferner enthalten die Vorschriften 

zur neu begründeten Landespflege-

kammer20 gesonderte Regelungen für 

die freiwillige Mitgliedschaft. Dieser 

wird zusätzlich das Recht eingeräumt, 

weiteren Personen den freiwilligen 

Beitritt zur Kammer zu ermöglichen, 

um  Informations- und Unterstüt-

zungsangebote in Anspruch nehmen 

zu können.  
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Eine freiwillige Kammermitgliedschaft 

ist jedoch nicht in allen Bundesländern 

vorgesehen, so etwa in Berlin. Aller-

dings besteht seitens der Psychothe-

rapeutenkammer Berlin für Auszubil-

dende seit Januar 2008 die Möglich-

keit, gegen eine Jahresgebühr einen 

sogenannten „Gaststatus“ zu beantra-

gen.21  

  

Verlegt ein Kammermitglied seine 

heilberufliche Tätigkeit ins Ausland 

oder nimmt sich dort seinen Wohnsitz, 

ohne seinen Beruf auszuüben, so 

kann es in den meisten Ländern frei-

williges Mitglied seiner Kammer blei-

ben, insofern es deren Satzung vor-

sieht.22 Teilweise wird hierbei an eine 

vorrübergehende Tätigkeit im Ausland 

angeknüpft.23 Auch Kammerangehöri-

gen, die ihren Beruf nicht oder nicht 

mehr ausüben, steht in einigen Bun-

desländern die Mitgliedschaft in der 

öffentlichen Berufsvertretung offen, 

insofern sie ihren Wohnsitz noch im 

jeweiligen Kammerbezirk haben.24  

 

Berufsangehörigen, die in der Auf-

sichtsbehörde tätig sind und damit 

grundsätzlich nicht zu den Kammer-

mitgliedern gehören, wird teilweise 

auch ein freiwilliger Beitritt ermög-

licht.25  

 

3. Ausgestaltung des freiwilligen 
Kammerbeitritts 
In Folge unterschiedlicher Anknüpfung 

an die Pflichtmitgliedschaft in den je-

weiligen Berufskammern ergibt sich 

eine differenzierte Ausgestaltung des 

freiwilligen Kammerbeitritts.  

 

Hierbei sind im Ergebnis vier Fall-

gruppen erkennbar: Zum einen die 

freiwillige Mitgliedschaft von Berufs-

trägern, die nicht von der gesetzlichen 

Pflichtmitgliedschaft betroffen sind 

und ihre berufliche Tätigkeit im Kam-

merbezirk ausführen (1), zum anderen 

besteht die Möglichkeit der Kammer-

mitgliedschaft für Berufsträger, die ins 

Ausland verziehen (2) und für ehema-

lige Pflichtmitglieder, die keine Tätig-

keit mehr ausüben (3). Daneben gibt 

es noch eine vorgezogene Mitglied-

schaft für Berufsangehörige in Ausbil-

dung (4).  

 
II. Weitere Rechtsfragen  
So unterschiedlich sich die Möglich-

keiten einer freiwilligen Kammermit-

gliedschaft gestalten, so verschieden 

sind auch die Motive, eine solche ein-

zugehen. Für alle Formen ergeben 

sich jedoch ähnliche Rechtsfragen, 

mit denen sich ein Berufsträger vor 

der Entscheidung für einen freiwilligen 

Kammerbeitritt befassen muss.  
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1. Status der freiwilligen Mitglieder 
In erster Linie stellt sich die Frage 

nach den Rechten und Pflichten eines 

freiwilligen Kammermitglieds im Ver-

gleich zu den Pflichtmitgliedern. Eine 

differenzierte Beurteilung ist hier 

durchaus denkbar, sodass den freiwil-

ligen Mitgliedern ein Sonderstatus zu-

kommen kann. Der Gestaltungsspiel-

raum der einzelnen Berufskammern 

ist in Bezug auf die Regelungskompe-

tenz unterschiedlich ausgeprägt. Zu 

beachten ist dabei, dass es im Falle 

der Übertragung bzw. der Versagung 

von Mitwirkungsrechten (insbesonde-

re Wahl- oder Stimmrechten), einer 

ausdrücklichen Regelung bedarf.26 

Auch die Beitragsbemessung muss in 

den Beitragsordnungen der Kammern 

festgehalten werden. 

 

In den Ingenieur- und Baukammern 

wird auf einen Sonderstatus für freiwil-

lige Mitglieder weitestgehend verzich-

tet. Ausgenommen der Juniormitglied-

schaft, bestehen somit meist keine 

Unterschiede zwischen den Rechten 

der Pflichtmitglieder und denen der 

freiwilligen Mitglieder. Sie werden 

zwar auf unterschiedlichen Listen ge-

führt, jedoch sind beide unter dem 

Begriff der „Kammermitglieder“ zu 

subsumieren.27 Die freiwilligen Mit-

glieder müssen sich somit ggf. an die 

vorgegebenen Berufspflichten halten 

und unterliegen einer Beitragspflicht.  

Die Beitragsbemessung erfolgt je 

nach Kammer und Bundesland ver-

schieden, wobei die Höhe durch die 

Beitragsordnungen der Kammern 

festgesetzt wird. Freiwillige Mitglieder 

unterliegen im Vergleich zu den 

Pflichtmitgliedern regelmäßig einer 

geringeren Beitragspflicht. Unter-

schieden wird zudem noch zwischen 

selbstständig tätigen und anderen, 

angestellten oder beamteten freiwilli-

gen Mitgliedern, wobei die selbststän-

dig tätigen (freiwilligen) Ingenieure 

regelmäßig einen höheren Beitrag 

zahlen müssen.28 Die Kammersatzun-

gen treffen nähere Bestimmungen 

zum Wahl- und Stimmrecht der Mit-

glieder.  

 

Die Heilberufsgesetze enthalten zur 

Ausgestaltung der Rechte und Pflich-

ten freiwilliger Kammermitglieder 

kaum Angaben. Größtenteils wird auf 

eine genauere Differenzierung zwi-

schen den Arten der Mitgliedschaft 

verzichtet. Eine Ausnahme bildet da-

her das Heilberufekammergesetz des 

Saarlands. Darin ist ausdrücklich ge-

regelt, dass Apotheker und Psycho-

therapeuten in Ausbildung „weder 

wahlberechtigt noch wählbar zu den 

Organen der Kammer“ sind (§ 2 Abs. 
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1 a SHKG). Auch die von der Landes-

pflegekammer zusätzlich mit der Mög-

lichkeit einer freiwilligen Mitgliedschaft 

ausgestatteten Personen (s.o.) unter-

liegen nach § 1 Abs. 3 HeilBG Rlp 

nicht dem Kammerrecht. Die Landes-

pflegekammer soll die Einzelheiten 

der Mitgliedschaft und die Erhebung 

eines Beitrags durch Satzung be-

stimmen.  

Darüber hinaus obliegt es auch den 

übrigen Kammern, entsprechende 

Regelungen in ihren Satzungen zu 

treffen. So werden den freiwilligen 

Mitgliedern, die bereits einmal 

Pflichtmitglieder waren, überwiegend 

die gleichen Rechte und Pflichten zu-

gesprochen, wie den regulären 

Pflichtmitgliedern, vgl. exempl. § 2 

Abs. 3 der Satzung der Landesärzte-

kammer Thüringen. Die Beitragsbe-

messung erfolgt auch hier je nach 

Kammer unterschiedlich. 

 

2. Vorteile einer freiwilligen Mit-
gliedschaft 
Die Vorteile einer freiwilligen Mitglied-

schaft in einer öffentlichen Berufsver-

tretung sind sehr vielfältig und bemes-

sen sich anhand der jeweiligen beruf-

lichen Ausgangslage der betroffenen 

Person.  

Ein allgemeiner Beweggrund zum 

freiwilligen Kammerbeitritt kann bspw. 

die Möglichkeit sein, Beratungsange-

bote der Kammer zu nutzen sowie 

über aktuelle Reformen oder Ereignis-

se rund um den eigenen Berufsstand 

informiert zu werden. Die Mitglieder 

können an Veranstaltungen der 

Kammern teilnehmen und haben Zu-

gang zu Veröffentlichungen. 

Daneben profitieren freiwillige Mitglie-

der vor allem vom ausgebauten Mit-

gliedernetzwerk innerhalb der Kam-

mern.  

Für Auszubildende erleichtert ein 

frühzeitiger Kammerbeiritt den Zugang 

zu diesem Netzwerk und bietet die 

Möglichkeit, sich schon vor der 

Pflichtmitgliedschaft mit der Kam-

merstruktur und den rechtlichen Vor-

gaben, aber auch den „Serviceange-

boten“ vertraut zu machen.  

Darüber hinaus genießen (ausgebilde-

te) Berufsträger häufig Mitwirkungs-

rechte und sind so an der internen 

Organisation der Kammer beteiligt. 

  

Für einzelne Berufsgruppen hat die 

freiwillige Kammermitgliedschaft fer-

ner einen individuellen Nutzen. So 

profitieren bspw. Ärztinnen und Ärzte, 

welche ihre Tätigkeit bzw. ihren Woh-

nort ins Ausland verlegen, aber den-

noch Mitglied ihrer Kammer bleiben, 

regelmäßig von den Fort- und Weiter-

bildungsangeboten der Ärztekam-
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mern. In diesem Zusammenhang 

bleibt anzumerken, dass die Teilnah-

me an Fortbildungen für die Ausübung 

der ärztlichen Tätigkeit in Deutschland 

verpflichtend ist, vgl. § 4 MBO-Ä; BO 

der Landesärztekammern. Dieser Vor-

teil gibt auch pensionierten Berufsträ-

gern einen Anreiz, die Kammermit-

gliedschaft über die Pflichtmitglied-

schaft hinaus zu verlängern.  

 

III. Fazit  
Die freiwillige Mitgliedschaft in Berufs-

kammern ist in den einzelnen Bundes-

ländern sowie für die jeweiligen Kam-

mern unterschiedlich ausgestaltet. 

Während sie in den Ingenieur- und 

Baukammern eine wesentliche Rolle 

spielt, kommt ihr in den Heilberufs-

kammern eine eher untergeordnete 

Bedeutung zu.  

Relevant ist zunächst, an welche Kri-

terien die gesetzliche Pflichtmitglied-

schaft für die betroffene Berufsgruppe 

geknüpft ist und in welcher konkreten 

beruflichen Situation sich eine Person 

befindet. Je nach Fallgruppe ergeben 

sich dann unterschiedliche Möglich-

keiten, einer Berufskammer freiwillig 

beizutreten. Auch die Vorgaben zu 

den Rechten und Pflichten der freiwil-

ligen Mitglieder unterscheiden sich 

daraufhin bzgl. Bestimmtheit und Um-

fang.  

Die Vorteile einer freiwilligen Kam-

mermitgliedschaft reichen von der 

Nutzung von Beratungsangeboten bis 

hin zu Mitwirkungsrechten – wobei die 

Motive für jede Person individuell zu 

betrachten sind.   

  

Festzuhalten bleibt, dass die freiwillige 

Mitgliedschaft in Berufskammern zwar 

keine Alternative zur gesetzlichen 

Pflichtmitgliedschaft darstellt, jedoch 

für viele Berufsträger sowie für Aus-

zubildende eine ergänzende Möglich-

keit bietet, von den Vorzügen einer 

öffentlichen Berufsvertretung zu profi-

tieren, um so ggf. die eigene berufli-

che Qualität zu sichern oder bereits 

frühzeitig einen Einblick in die Kam-

merzugehörigkeit zu erlangen. 
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